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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 29. Oktober 1958 

13 — 20204 — 4310/58 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des 
§ 64 des Landbeschaffungsgesetzes 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 24. Oktober 1958 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Entwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der 
Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedürfe. 


Für den Bundeskanzler: 

Der Bundesminister der Justiz 

Schaffer 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Ergänzung des § 64 des Landbeschaffungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Die auf Grund des § 64 Abs. 3 Satz 1 in Verbin- 
dung mit § 42 Abs. 1 Satz 1 und 2 des Landbeschaf- 
fungsgesetzes vom 23. Februar 1957 (Bundesgesetz- 
bl. I S. 134) bis zum 31. Dezember 1958 festgesetzten 
Fristen werden bis zum 31. Dezember 1960 ver- 
längert. 

§ 2 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt mit Ablauf des 31. Dezember 
1958 in Kraft. 


Begründung 


Allgemeines 

Nach Artikel 48 Abs. 2 des Truppen Vertrages ist 
die Bundesrepublik verpflichtet, die weitere Zurver- 
fügungstellung der von den auswärtigen Streit- 
kräften oder deren Mitgliedern vor dem 5. Mai 1955 
requirierten und von ihnen auch weiterhin für ihre 
Zwecke benötigten Liegenschaften zu gewährleisten. 
Dieser internationalen Verpflichtung wird hinsicht- 
lich der für einen dauernden Gebrauch zu Verteidi- 
gungszwecken in Betracht kommenden Liegenschaf- 
ten durch die Übergangsregelung des § 64 des 
Landbeschaffungsgesetzes innerstaatlich Rechnung 
getragen. Fliernach soll für die in § 64 Abs. 2 LBG 
näher umschriebenen Grundstücke auf Grund eines 
Verfahrens nach dem Landbeschaffungsgesetz ein 
einwandfreier deutscher Rechtstitel für die Inan- 
spruchnahme geschaffen werden. Bis zum Abschluß 
des Verfahrens wird der weitere Gebrauch der 
Grundstücke durch die Streitkräfte nach den für 
anwendbar erklärten Vorschriften über die vorzei- 
tige Besitzeinweisung gesichert. Aus der Mitüber- 
nahme der Schutzvorschrift des § 42 LBG ergibt sich, 
daß die Besitzeinweisungen nach § 64 Abs. 3 LBG 
nur bis zum 31. Dezember 1958 verlängert werden 
können. Das bedeutet, daß bei den bis zu diesem 
Zeitpunkt noch nicht abgeschlossenen Verfahren das 
Recht der Streitkräfte zum Besitz und Gebrauch der 
betroffenen Grundstücke endet. 

Von den am 1. April 1950 von den früheren Be- 
satzungsmächten in Anspruch genommenen, nicht im 


Bundeseigentum stehenden Liegenschaften in Größe 
von etwa 107 000 ha waren im Zeitpunkt des 
Inkrafttretens des Landbeschaffungsgesetzes — 
1. Januar 1957 — noch rd. 91 000 ha für Zwecke der 
Stationierungsstreitkräfte zu beschaffen, die sich auf 
rd. 35 000 Beschaffungsfälle mit etwa 210 000 Einzel- 
grundstücken verteilten. 

Die Praxis hat ergeben, daß die Abwicklung dieser 
großen Zahl von Fällen innerhalb der dafür nach 
dem Gesetz zur Verfügung stehenden Zeit von 
weniger als 2 Jahren nicht möglich ist. Das Gesetz 
ist erst Ende Februar 1957 verkündet worden, so 
daß die mit der Durchführung der Beschaffungsauf- 
gaben betrauten Stellen praktisch erst nach diesem 
Zeitpunkt mit den gesetzlich gebotenen Maßnahmen 
und Arbeiten beginnen konnten. Besonders zu be- 
rücksichtigen ist, daß aus rechtsstaatlichen Gründen 
in allen Fällen nochmals Verhandlungen über den 
freihändigen Erwerb zur Vermeidung des Zwangs- 
verfahrens vorgeschrieben sind. Abgesehen davon, 
daß Verhandlungen über die Beschaffung von 
Liegenschaften schon allgemein erhebliche Zeit be- 
nötigen, muß in Betracht gezogen werden, daß die 
beteiligten Oberfinanzdirektionen und Enteignungs- 
behörden hinsichtlich der Beschaffung von Vermes- 
sungs-, Kataster- und Grundbuch unterlagen, der 
Erstellung von Bewertungsgutachten und Ermittlung 
von Verkehrswerten von Vergleichsgrundstücken 
sowie der Beschaffung sonstiger notwendiger Ur- 
kunden und dgl. von anderen, zum Teil ebenfalls 
überlasteten Behörden — Katasterämtern, Grund- 


2 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 601 


buchämtern, Kultur ämtem, Finanzämtern, Landwirt- 
schafts- und Gemeindebehörden — abhängig sind. 
Ohne den seit dem 5. Mai 1955 hinzugekommenen 
Neubedarf der Stationierungsstreitkräfte und ohne 
den gesamten Bedarf der Bundeswehr sowie ohne ! 
die rd. 40 000 Beschaffungsfälle für Ölleitungen 
waren am 1. Juli 1958 noch rd. 87 000 ha nach § 64 
LBG sicherzustellen, die sich auf mindestens 30 000 
einzelne Beschaffungsvorgänge mit etwa 200 000 
Einzelgrundstücken verteilen. Zur Abwicklung die- 
ser Fälle werden daher die beteiligten Oberfinanz- 
direktionen und Enteignungsbehörden die vorge- 
sehene Frist bis zum 31. Dezember 1960 unbedingt 
benötigen. 

Selbst wenn es gelingt, bis zum Ablauf des Jahres 
1958 noch bei einem Teil der Vorhaben Verein- 
barungen mit den Berechtigten über die weitere \ 
Überlassung ihrer Grundstücke zu treffen, ist die 1 
Verlängerung der gesetzlichen Frist aus Gründen | 
der Rechts Staatlichkeit erforderlich, um hinsichtlich i 
der voraussichtlich großen Zahl von Fällen, in denen 
eine Einigung nicht erfolgt, den eingegangenen 
internationalen Verpflichtungen der Bundesrepublik 
nachzukommen und politische und rechtliche Schwie- 
rigkeiten zu vermeiden. I 

Zusätzliche Kosten werden bei der Durchführung ! 
des Gesetzentwurfs nicht entstehen. 


Zu § 1 

Die Vorschrift bewirkt den Fortbestand der nach 
| dem geltenden Recht bis zum 31. Dezember 1958 
befristeten vorzeitigen Besitzeinweisungen im Rah- 
men des Landbeischaffungsverfahrens bis zum 
31. Dezember 1960. Ungeachtet dieser gesetzlichen 
Verlängerung haben die Enteignungsbehörden eine 
Besitzeinweisung — wie auch schon bisher — auf- 
zuheben, wenn die Voraussetzungen für deren 
Aufrechterhaltung nicht mehr gegeben sind. 

Zu § 2 

Nach dem Entwurf der Bundesregierung über den 
| Erlaß einer Zweiten Verordnung zur Einführung 
von Bundesrecht im Saarland wird das Landbeschaf- 
fungsgesetz voraussichtlich noch im Herbst d. Js. im 
Saarland Geltung erlangen. Von der Einführung 
bleiben jedoch u. a. auch die §§ 64 bis 66 LBG aus- 
genommen, so daß für die Anwendung der Ver- 
längerungsvorschriften in § 1 dieses Entwurfs kein 
Raum ist Dieser Sachverhalt kommt durch die Auf- 
nahme der negativen Saar-Klausel in § 2 des Ent- 
wurfs zum Ausdruck. 

Zu § 3 

Die Bestimmung über das Inkrafttreten sichert den 
Anschluß an die am 31. Dezember 1958 auslaufende 
Regelung der Besitzeinweisungen. 
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